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Ökosozialismus radikal

Eine Alternative aufbauen
Alain Sertic

Ökologische Reformen im von 
Kapitalismus und Imperialismus 
gesetzten Rahmen führen in die 
Klimakatastrophe, warnt Alain Sertic.

In den letzten drei Jahren haben 
ökologische Krisen die wissenschaft-
lichen Prognosen  zur Erderwärmung 
eindeutig bestätigt. Gewaltige Wald-
brände, vermehrte Überschwemmun-
gen, extreme Stürme sowie Dürreka-
tastrophen sind die Anzeichen dafür, 
dass wir uns schon mitten im ersten 
Akt der Klimakrise befinden. Der letz-
te IPCC-Bericht vom August bestätigt 
alle Befürchtungen und überrascht 
nur durch das angekündigte Ausmaß 
und die Schnelligkeit der Veränderun-
gen – wohl erst ein Vorgeschmack von 
dem, was noch bevorsteht. 

Ungeachtet der vielen Gipfeltref-
fen und COP-Konferenzen der letzten 
30 Jahre liegt der Ausstoß von Treib- 
hausgasen heute um 60 Prozent hö-
her als 1990, und dies mit steigender 
Tendenz. Das Jahrzehnt 2010-19 war 
das wärmste seit zweitausend Jahren. 
Immer mehr Menschen beginnen nun 
zu verstehen, was sich da anbahnt, 
und die Regierungen bekommen lang-
sam Angst vor den sozialen Konse-
quenzen des Klimawandels.

Begrenzter Planet, 
unbegrenztes Wachstum?

Der Kurswechsel hin zum „Euro-
päischen Grünen Deal“ der EU und 
Bidens „New Deal“ sind die Antwor-
ten eines Systems, das im Kern krank 
ist und dem nur die Flucht nach vor-
ne bleibt. Natürlich sind diese Deals 
in erster Linie Konjunkturprogramme 
für die Modernisierung und die Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft. Der Umbau der Industrie 
hin zu Strom als Hauptenergieträger 
steht für den Ausstieg aus fossilen 
Brennstoffen (derzeit 80 Prozent der 
Energiegewinnung), doch wie dieser 

immense Bedarf an Elektrizität und 
klimaneutralen Energien gedeckt wer-
den soll, ohne erneut einen fatalen 
Rückfall in die alte Kernenergie zu 
riskieren, steht völlig in den Sternen. 
Windkraft, Solarenergie und Wasser-
stoff sind brauchbare Technologien, 
sie haben aber auch ihre Grenzen 
und alleine reichen sie bei Weitem 
nicht aus, um den bestehenden und 
zukünftigen Bedarf an Ökostrom zu 
decken. Vor allem nicht, wenn die 
Wirtschaft wie gewohnt noch weiter 
unbegrenzt expandieren möchte, der 
Konkurrenzkampf noch gesteigert und 
neue Rüstungswettläufe angefacht 
werden. 

Das Problem ist, dass es auf ei-
nem begrenzten Planeten auf Dauer 
kein grenzenloses Wachstum geben 
kann und ein Wirtschaftssystem, das 
ein unbegrenztes Wachstum zum 
Überleben benötigt, unweigerlich in 
eine Krise geraten wird. Die Ursachen 
dieser Entwicklung liegen im Wesen 
des kapitalistischen Systems veran-
kert, das auf vier Elementen aufbaut: 
Profit, Steigerung der Produktivität, 
permanentes Wachstum und Kapi-
talakkumulation. Sind diese vier Be-
dingungen nicht garantiert, gerät der 
Kapitalismus sehr schnell in eine 
existenzielle Krise. Die Marktwirt-
schaft bedingt, dass die Unternehmen 
in ständiger Konkurrenz zueinander 
stehen. Deswegen überleben nur die 
Betriebe, die ihre Produktivität durch 
ständige Investitionen steigern, um 
effektiver zu werden. Auch „grüne“ 
Investitionen werden privat nur ge-
tätigt, wenn sie Profit abwerfen, der 
„grüne“ wie der „schwarze“ Kapitalis-
mus bleiben auf Wachstum, d.h. auf 
steigenden Verbrauch von Ressourcen 
angewiesen. 

Es nützt also nichts, ökologische 
Lösungen innerhalb eines Systems zu 
suchen, dessen Spielregeln ja gerade 
diese ökologische Krise verursacht 
haben. Ein Kapitalismus ohne Profit, 

Konkurrenzkampf und Wachstum ist, 
als würde man von einem Feudalis-
mus träumen, der ohne Fronarbeit, 
Leibeigenschaft und Feudalabgaben 
auskommen könnte.  

Die „Green New Deal“-Projekte, 
auch die von Teilen der radikaleren 
Linken, sind der Versuch von öko-
logischen Reformen im Rahmen der 
kapitalistischen Wertgesetze und der 
imperialen Nord-Süd-Weltordnung. 
Die EU-Kommission verspricht sogar 
„das Wachstum von der Ressourcen-
nutzung abzukoppeln … unter Wah-
rung des Wettbewerbs“. Das wird 
und kann nicht klappen! Der Öko-
kapitalismus ist ein Trugbild, das im 
Chaos einer Klimakatastrophe enden 
wird.

System change,  
not climat change!

Ein grundsätzlicher Paradigmen-
wechsel ist unumgänglich. Dazu 
benötigt die politische Linke eine 
ökosozialistische Strategie, bei der 
die soziale Problematik und die Klas-
senfrage mit den ökologischen Forde-
rungen und Kämpfen eng verbunden 
wird. Vor dem Hintergrund von welt-
weiten sozialen und klimatischen 
Krisen wird die Systemfrage erneut 
auf der Tagesordnung erscheinen. Mil-
liarden von Menschen beginnen, die 
Auswirkungen der Profitwirtschaft zu 

spüren, und fangen an, sich Fragen zu 
stellen. Diese Chance muss genutzt 
werden. 

Die Schuld des aktuellen Systems 
ist offensichtlich. Staatliche Regle-
mentierungen und eine sich immer 
weiter entwickelnde demokratische 
Wirtschaftsplanung müssen dem cha-
otischen Profitstreben der multinatio-
nalen Konzerne ein Ende setzen. Die 
Planung muss alle Bereiche der Wirt-
schaft, vom Energieverbrauch, der 
Industrie- und Agrarproduktion, der 
Wasserwirtschaft bis zur Hochseefi-
scherei und Rohstoffgewinnung und 
so weiter umfassen und sie der Logik 
von Profit und Marktgesetzen entzie-
hen. Erste Schritte eines „Ökosozia-
listischen Übergangsprogramms“ sind 
Forderungen nach radikalen Arbeits-
zeitverkürzungen, dem Ausbau von 
demokratischen Mitbestimmungs-
rechten in den Betrieben, dem Wech-
sel vom Individual- zum Kollektiv-
transport (von Gütern wie Personen), 
dem Umbau der chemischen Indust-
rie und so weiter. Das alles setzt eine 
Strategie der Mobilisierung und der 
Massenproteste voraus, ohne die es 
keinen Bruch mit dem bestehenden 
System geben kann. 

Alain Sertic ist ehemaliger Präsident des 

Sektors Öffentlicher Dienst (SÖD) des 

Landesverbandes und Mitglied von Déi Lénk. 

Fo
to

: RK


Thema Umwelt bei Déi Lénk

(lm) – Im Vorfeld des Kongresses von Déi Lénk am 26. September 
veröffentlichen wir zwei Meinungsbeiträge zum Thema Ökosozialismus. 
Innerhalb der Partei gibt es viele Gemeinsamkeiten bei der Bewertung 
der ökologischen Krisen, aber Divergenzen in der Strategiediskussion. 
Dabei geht es um die Zusammenarbeit mit anderen politischen Kräften, 
die Spielräume im bestehenden System und darum, wie man die 
Menschen für radikale Veränderungen begeistern kann.

Zum Ökosozialismus 

gehört auch die soziale 

Transformation. Graffiti 

in Santiago de Chile, 

Dezember 2019. 
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Ökosozialismus von unten

Die große Transformation
Gary Diderich

Soziale und ökologische Gerechtigkeit 
können nur zusammen erreicht 
werden, betont Gary Diderich.

Verhindern, dass die Menschheit 
ihre eigene Lebensgrundlage zerstört – 
dafür braucht es eine radikale Verände-
rung unseres Wirtschaftsmodells. Seit 
Jahrzehnten motiviert dies Menschen 
dazu, sich gesellschaftlich zu engagie-
ren. Ich selbst war vor langer Zeit bei 
der Jugend des Mouvement écologique 
und kurzzeitig auch bei déi Gréng ak-
tiv. Um die Jahrtausendwende widmete 
ich mich dann ganz dem Bottom-up-
Engagement in den Umwelt- und Frie-
densbewegungen. Direkte Aktionen 
schienen mir besser als Parlamente 
dazu geeignet, unsere Gesellschaft in 
die richtige Richtung hin zu verändern. 
Über 20 Jahre später, inzwischen bei 
déi Lénk, bin ich mehr denn je von der 
Notwendigkeit einer großen ökosozialis-
tischen Transformation überzeugt, wie 
auch davon, dass diese mit massiver 
Beteiligung der Zivilgesellschaft und ba-
sisdemokratisch gestaltet werden muss. 
Dabei kommt Bewegungsparteien wie 
déi Lénk eine wichtige Rolle zu.

Klimawandel und Handel

Der Klimawandel wird immer 
greifbarer. Dieser Sommer war ge-
prägt von extremen Wetterereignissen: 
Allein in Europa gab es gleichzeitig 
historische Regenfluten, Jahrhundert- 
hitzewellen, Waldbrände ... Das inter-
nationale Expert*innengremium IPCC 
(Intergovernmental Panel on Climate 
Change) sieht darin nur die ersten 
Zeichen der kommenden Katastrophe. 
Seine Schlussfolgerung ist eindeutig: 
Die im Rahmen des Pariser Klima-
abkommens jetzt von den Staaten 
geplanten Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Erderwärmung sind völlig 
ungenügend, wenn die Folgen des 
Klimawandels kontrollierbar bleiben 
sollen. 

Derweil ist in Luxemburg auch nach 
zwei Legislaturperioden einer Blau-Rot-
Grünen Regierung weiterhin unklar, 
wie selbst diese Note „ungenügend“ 
angesichts der Klimakrise (der letz-
te IPCC-Bericht sagt klar aus, dass die 
derzeit gesetzten Ziele nicht ausreichen 
werden, um die Klimaerwärmung auf 
2°C, geschweige denn 1,5°C, zu limitie-
ren) und der Zukunft unseres Planeten 
erreicht werden soll. Klarer ist hingegen 
die Zukunft des Handels, nachdem mit 
grünem Wohlgefallen in Zeiten von Co-
vid-Einschränkungen das CETA-Freihan-
delsabkommen im Parlament durchge-
boxt wurde und etliche Vorhaben zur 
weltweiten Beteiligung des luxembur-
gischen Militärs an mit Handelsfragen 
verwobenen Kriegseinsätzen vorgelegt 
und die dafür notwendigen Materialan-
schaffungen sichergestellt werden.

Derlei kapitalistische Gestaltungs-
macht wirft die Frage auf, wer eigent-
lich zu entscheiden hat, in welcher 
Welt wir nicht nur leben wollen, son-
dern auch können, und wie Verände-
rungen umzusetzen sind. Seit über 
zehn Jahren engagiere ich mich bei déi 
Lénk, weil hier Politik klar verstanden 
wird als die (unter anderem parla-
mentarische) Unterstützung basisde-
mokratischer Strukturen. Gerade die 
tiefgreifende soziale und ökologische 
Transformation unserer Gesellschaft 
kann dabei für déi Lénk nicht allein 
über die derzeit stark klientelistisch 
ausgerichtete Abgeordnetenkammer 
umgesetzt werden. Grundlegend sind 
vielmehr eine breite Klimabewegung, 
starke Gewerkschaften, die Friedens-
bewegung, die Transitionsbewegung, 
die Frauenbewegung, die Wohnrechts-
bewegung, Bewegungen für soziale 
Integration von Zugewanderten und 
Menschen in prekären Lebensumstän-
den und viele andere mehr. Sie sind 
die zentralen Akteure der Mobilisie-
rung und Koordination der Zivilgesell-
schaft im Hinblick auf die grundlegen-
de Neugestaltung unserer Gesellschaft.

Durch die Beteiligung seiner Mitglie-
der in diesen Bewegungen hat sich auch 
bei déi Lénk immer klarer gezeigt, wie 
wesentlich ihre sozialen und anti-kapi-
talistischen Gründungsmotive mit öko-
logischen Fragen verknüpft sind. Den-
ken wir über bisher wenig zielführende 
Slogans wie „nachhaltiges Wachstum“ 
hinaus, so wird sehr schnell sehr deut-
lich, dass es kein gutes Leben geben 
kann im falschen, und keine solidari-
sche Umweltpolitik im Kapitalismus. 
Der Glaube an die technologische 
Erlösung von der Klimakatastrophe, 
etwa durch reduzierten Ressourcen-
verbrauch, wird schon seit Beginn der 
industriellen Revolution durch Arbeiten 
zum Rebound-Effekt oder aktuelle Au-
toren wie Daniel Tanuro („L’impossible 
capitalisme vert“) als faktisch falsch 
widerlegt. Angesichts des den Kapitalis-
mus bestimmenden Profitzwangs kann 
dieser niemals gleichzeitig grün und ge-
recht sein. 

Soziale Bewegungen gegen 
grünen Kapitalismus

Denn ökologische Gerechtigkeit 
bedeutet nicht, das eigene Gewissen 
durch Buchhaltertricks wie den Ex-
port von CO2-Zertifikaten zu beruhigen: 
die giftigen Flüsse und Kinderarbeit 
dort, wo das Material für unsere grü-
nen „Zukunftstechnologien“ enthoben 
wird, die Slums auf Bergen expor-
tierten europäischen Elektroschrotts, 
Klimamigration  … aber auch soziale 
Verdrängung in den deindustrialisier-
ten Städten Europas und Luxemburgs. 
International, national und kommunal 
sind ökologische und soziale Nach-
haltigkeit im Kapitalismus keineswegs 
identisch. Außerdem zeigen die letzten 
Jahrzehnte, dass die bisherige markt-
liberale Politik angesichts solcher 
Auswirkungen neben der Verstärkung 
sozialer Ungleichheiten auch noch 
unfähig ist, die notwendigen ökologi-
schen Ziele zu erreichen. 

Der Profitzwang selbst, sowie die 
aus ihm geborenen unsolidarischen 
Wirtschaftsformen, deren Schäden auf 
andere abgewälzt werden, auf Migrier-
te, Frauen, Arme …, müssen überwun-
den werden, um ökologische Gerechtig-
keit herzustellen. Statt der Fortsetzung 
eines schönen und wahren Kapitalis-
mus in Grün braucht es deshalb eine 
große ökosozialistische Transformation. 
Wie bereits erwähnt muss diese breit 
von den Menschen gestützt und gestal-
tet werden. déi Lénk agiert in diesem 
Zusammenhang gleichzeitig in und mit 
sozialen Bewegungen, und versucht für 
diese ein Sprachrohr im Parlament zu 
sein. Wir sehen uns demnach nur als 
einen von vielen Akteuren dieser Trans-
formation und erwarten doch zugleich 
von uns selbst, wichtige Vorschläge 
dazu zu formulieren. Dazu gehören 
etwa die Forderungen nach einer kla-
ren lokalen Ausrichtung unserer Wirt-
schaftsformen und -beziehungen, die 
von regionaler Landwirtschaft, über 
kurze Liefer- und Arbeitswege bis hin 
zu wiederbelebten Gemeinden und 
Nachbarschaften reicht. 

Es gilt aber auch, Menschen mit 
geringem Einkommen bei der ökolo-
gischen Sanierung ihrer Wohnung zu 
unterstützen, eine Umverteilung der 
Lasten des ökologischen Umbaus an-
hand des Steuersystems zu erreichen, 
genauso wie eine Sozial- und Arbeits-
politik zu schaffen, welche die Wo-
chenarbeitszeit verkürzt und verhindert, 
dass man in Luxemburg arm trotz Ar-
beit sein kann, oder als alleinerziehen-
des Elternteil überdurchschnittlich stark 
von Armut bedroht ist. Dies sind für déi 
Lénk Teile einer bei Weitem noch nicht 
fertig ausformulierten großen ökosozia-
listischen Transformation, durch die wir 
als ein Akteur von vielen in einer brei-
ten zivilgesellschaftlichen Mobilisierung 
für eine bessere Welt kämpfen. 

Gary Diderich ist einer der beiden 

Parteisprecher*innen von Déi Lénk. 
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